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III 

Kurzfassung 

Hochtechnologien, wie beispielsweise die Kernkraft oder die grüne Gentechnik, bein-
halten vielfältige Gefahren, die häufig zu gesellschaftlichen Konflikten führen. Wäh-
rend für manche Bürger die Vorteile überwiegen, empfinden andere die Gefahren als so 
belastend, dass sie eine Nutzung für unverantwortlich halten. Versuche, die Konflikte 
zwischen Befürwortern und Gegnern mittels einer Objektivierung der Diskurse zu ent-
schärfen, scheitern häufig: Die Gefahren der Hochtechnologien sind zu komplex, und 
eine gesamtgesellschaftliche Bewertung erfordert eine wertstrittige Verrechnung von 
Nutzen. Gefahrenvermeidung und technologischer Fortschritt müssen sich nicht in ei-
nem Tradeoff befinden. Es kommt darauf an, inwieweit es der gesellschaftlichen Selbst-
steuerung gelingt, die Interessen der Technologienutzer mit den Interessen der 
Gefahrenvermeider zu verbinden. Der Anstieg der Gefahrenproduktivität ist zum wech-
selseitigen Vorteil von Technologienutzern und Gefahrenvermeidern. Die Akzeptanz 
von Hochtechnologien erfordert neben einer Ausweitung der Gefahrenproduktivität 
allerdings auch Vertrauen. In einer interdependenten Gesellschaft können Akteure 
komplexen Gefahren nur vertrauen, wenn das Vertrauen institutionalisiert wird. Eine 
Institutionalisierung erfordert Bindungsmechanismen, die Entscheidungsprozesse absi-
chern.  
 
Schlüsselwörter: Technologischer Fortschritt, Gefahrenproduktivität, Semantik, Wech-
selseitige Besserstellung, Bindungsmechanismen. 
 

Abstract 

High-technologies such as nuclear energy or genetic engineering for agriculture include 
a variety of dangers. The ambivalence of high-technologies often leads to social con-
flicts. For some the benefits seem clearly to predominate, while for others the dangers 
are so stressing that a use seems irresponsible. Efforts to mitigate the conflicts by means 
of an objectification fail. The dangers of these technologies are too complex and a so-
ciety-wide evaluation requires taking into account the utility of diverse persons. In a 
pluralistic society, this is very controversial. Many dangers are associated with high-
technologies; but there is not necessarily a tradeoff between the interests of technology 
users and the interests of the danger preventers. It is a challenge for societal self-
governance to find ways of combining a reduction of dangers with the benefits of inno-
vations. An increase in productivity of danger is in the mutual interests of danger pre-
venters and technology users. The acceptance of high-technologies requires not only an 
increase in the productivity of danger, it also requires trust. In an interdependent society 
with complex dangers, trust can only be generated via institutionalization. Commitment 
technologies are therefore necessary to secure decision processes.  
 
Key Words: Technological Progress, Productivity of Dangers, Semantic, Win-Win, 
Commitment Technologies. 





   
 

Technologischer Fortschritt und Vertrauen:  
Gefahrenproduktivität und Bindungsmechanismen zur Überwin-

dung von Konflikten 

Matthias Georg Will1

Einleitung 

 

Einige Hochtechnologien wecken in der Gesellschaft Vorbehalte, inwieweit die technolo-
gieimmanenten Gefahren eine Nutzung rechtfertigen. Viele Bürger würden lieber auf diese 
Technologien verzichten, als sich den mit ihnen einhergehenden Gefahren auszusetzen. 
Kontroversen um die Vorteile und Gefahren von Hochtechnologien werden teilweise seit 
Jahrzehnten mit einer Heftigkeit und Emotionalität geführt, die an einer einvernehmlichen 
Lösung in naher Zukunft zweifeln lassen. Die Kontrahenten werfen sich in den Diskursen 
wechselseitig fehlende Kompetenz, Subjektivität, moralische Illegitimität der Interessen 
oder einen Mangel an Verantwortung vor. Auch vor Sabotageakten wird vereinzelt nicht 
zurückgeschreckt. Technologien wie die Kernkraft oder auch die grüne Gentechnik sind nur 
zwei Beispiele, wie polarisierend Konflikte um die Nutzung einzelner Technologien in der 
Öffentlichkeit geführt werden. Dieser Beitrag zeigt, dass trotz der wahrgenommenen Kon-
flikte Interessen zwischen Gefahrenvermeidern und Technologieanwendern existieren, die 
nicht ausschließlich konträr sind. Eine moderne Gesellschaft kann durch eine Anpassung 
des institutionellen Settings wechselseitige Besserstellungspotentiale sowohl für die Tech-
nologieanwender als auch für die Gefahrenvermeider erzeugen. 

Der erste Abschnitt dieses Beitrages zeigt, wie polarisierend Konflikte um die Nutzung 
von Hochtechnologien sind. Einzelne Positionen des Gefahrendiskurses über die Kernkraft 
und die grüne Gentechnik werden hierfür herangezogen. Der zweite Abschnitt legt dar, dass 
die in der Politikberatung gängige gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse zur Ob-
jektivierung und Konsensfindung in Gefahrendiskursen ungeeignet ist. Die Kosten-Nutzen-
Analyse kann mit den spezifischen Gefahren von Hochtechnologien und dem Werteplura-
lismus in einer modernen Gesellschaft nicht umgehen. Der dritte Abschnitt zeigt anhand des 
technologischen Fortschritts der letzten 200 Jahre und den damit einhergehenden Wohl-
fahrtsgewinnen, dass zwischen der Nutzung von Technologien und der Gefahrenvermei-
dung kein Tradeoff bestehen muss. Der Gesellschaft gelingt eine Verbindung des technolo-
gischen Fortschritts mit der Gefahrenproduktivität allerdings nur, wenn sie funktionale Fra-
gen zur gesellschaftlichen Selbststeuerung stellt. Innerhalb des vierten Abschnitts wird für 
eine funktionale Selbststeuerung die Idee der Gefahrenproduktivität entwickelt. Eine Stei-
gerung der Gefahrenproduktivität ist im Interesse der Gefahrenvermeider und Technologie-
nutzer. Konflikte um die Nutzung von Technologien können durch eine Erhöhung der Ge-
fahrenproduktivität überwunden werden. Der fünfte Abschnitt verdeutlicht, wie Technolo-
gieanwender Vertrauen bei den potentiell Betroffenen durch Bindungsmechanismen auf-
bauen können. Misstrauen muss institutionalisiert werden, um Technologien Vertrauen zu 
können. Bindungsmechanismen können Anreize setzen, um die Gefahrenproduktivität zum 
wechselseitigen Vorteil von Gefahrenvermeidern und Technologieanwendern zu erhöhen. 

                                                 
1 Für kritische Anmerkungen und konstruktive Hinweise danke ich Ingo Pies.  
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1. Wahrgenommene Tradeoffs in den Diskursen über Hochtechnologien 

In gesellschaftlichen Diskursen werden Hochtechnologien häufig im Tradeoff zwischen den 
Vorteilen und den Gefahren2

Von einem gesellschaftlichen Diskurs erwarten die Akteure, dass die eigene Sichtweise 
die Nutzung (de)legitimiert, sobald die Öffentlichkeit von den eigenen Argumenten über-
zeugt ist. Die geführten Diskurse

 wahrgenommen. Die Ambivalenz der Hochtechnologien 
scheint diese Art der Wahrnehmung von Technologienutzern und potentiell Betroffenen zu 
fördern: Hochtechnologien versprechen Fortschritt und die Überwindung (globaler) Heraus-
forderungen. Jedoch sind den Technologien auch Gefahren immanent, die sowohl räumlich 
als auch zeitlich sehr weitreichend sind. Hochtechnologien sind keine rein privaten Güter; 
auf Grund des Gefahrenumfangs besitzen sie Eigenschaften kollektiver Güter. Die Nutzung 
gefährlicher Technologien führt deswegen oft zu Konflikten zwischen Nutzern und potenti-
ell Betroffenen.  

3

 

 zeigen häufig ein Argumentationsmuster auf, das mit 
einer individuellen Entscheidungsfindung vergleichbar ist. Die Vorteile und Gefahren wer-
den gegenseitig abgewogen. Die Akteure erhoffen von ihren Abwägungen eine gesamtge-
sellschaftliche Akzeptanz, wenn die Gefahren oder Vorteile deutlich überwiegen. Dieses 
Diskursmuster lässt sich sehr ausgeprägt an den Beiträgen von Befürwortern und Gegnern 
der Kernkraft oder der grünen Gentechnologie (Tabellen 1.1 und 1.2) erkennen.  

Tabelle 1.1: Ein Ausschnitt aus dem Risikodiskurs Kerntechnik 

                                                 
2 Die negativen Externalitäten einer riskanten Entscheidung werden in diesem Artikel als Gefahr bezeich-
net und diejenigen Bürger, die davon betroffen sind, als Betroffene. Für die Notwendigkeit der Differen-
zierung von Risiko und Gefahr vgl. Luhmann (1991; S. 31-32). 
3 Denkbar wäre auch, die Technologie mit Gewalt durchzusetzen. Diese Alternative wird in diesem Bei-
trag unberücksichtigt gelassen. Eine dauerhafte Durchsetzung mittels Gewalt trägt nicht zu einer Befrie-
dung der Gesellschaft bei und zerstört in einer interdependenten Gesellschaft wechselseitiges Besserstel-
lungspotential. Gewalt als Mittel zum Akzeptieren-Wollen ist gegenüber der (mühsamen) Alternative 
eines Kooperieren-Wollens langfristig sehr teuer. 

Pro:  Contra: 
„Das heißt nicht, dass es bei der Atomkraft keinerlei 
Gefahren mehr gibt. Sie bewegen sich indes heute in 
einem Bereich wie die Gefahren bei anderen indust-
riellen Prozessen auch.“ Sinn (2009, S. 289) 

„Wir sollten das Risiko aber zumindest kennen und 
richtig beurteilen können und verstehen, dass es 
bedeutend größer ist, als [bisherige] theoretische 
Berechnungen ergeben.“ Kauermann und Küchen-
hoff (2011) 

„Wer jetzt, wie offenbar die meisten Deutschen, aus 
der Kernenergie aussteigen will, sollte sich die Al-
ternativen genau vor Augen führen: Wir alle wissen, 
was es für den Klimawandel bedeutet, wenn wir 
weiterhin fossile Brennstoffe nutzen. Aber wir müs-
sen auch weniger offensichtliche Kosten [der fossi-
len und grünen Energien] bedenken.“ Gale (2011) 

„Angela Merkel hat nach Fukushima nicht die Ge-
winninteressen der Atomkonzerne bedient, sondern 
die Sicherheitsforderungen der Bevölkerung und 
Wähler. Das war gut! Leider nimmt sie aber billi-
gend weitere elf Jahre Risiko für die deutsche Be-
völkerung und die deutsche Wirtschaft in Kauf. Das 
ist schlecht!“ Behrens (2011) 

„Heute zeigen weltweite Erfahrungen aus Forschung 
und Betrieb, dass die deutschen Kernkraftwerke 
technisch gesehen mindestens 60 Jahre lang zuver-
lässig und sicher betrieben werden können.“ Deut-
sches Atomforum (2011) 

„Die von der Bundesregierung propagierte Nutzung 
der Atomkraft als so genannte Brückentechnologie 
war und ist ein gefährlicher Irrweg. [...] Deutschland 
muss sofort und unwiderruflich das schnellstmögli-
che Ende des Atomzeitalters besiegeln.“ Höhn et al. 
(2011) 
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Tabelle 1.2: Ein Ausschnitt aus dem Risikodiskurs grüne Gentechnik 

Die Gefahren der Hochtechnologien werden ganz unterschiedlich wahrgenommen. Was für 
die einen noch vertretbar ist, wird von anderen als so gefährlich empfunden, dass ihnen ein 
Einsatz der Technologie als unverantwortlich erscheint. Die persönlichen Gefahrenein-
schätzungen und -präferenzen bestimmen die persönliche Akzeptanz einer Hochtechnolo-
gie. Die Diskurse um die Kernenergie und die grüne Gentechnik veranschaulichen, dass die 
Ambivalenz dieser Technologien zu sehr unterschiedlichen Einschätzungen führt. Was die 
Diskursbeiträge allerdings verbindet, ist eine Semantik, die die Vorstellung eines Interes-
senkonflikts (Tradeoffs) nahelegt (Abbildung 1.1).  

 

Abbildung 1: Die wahrgenommenen Tradeoffs zwischen den Vorteilen und den Gefahren 
von Hochtechnologien4

Innerhalb des Wahrnehmungsrahmens eines Tradeoffs können Gefahren nur vermieden 
werden, wenn die Gesellschaft auf Hochtechnologien verzichtet. Die Vorteile der Techno-
logien können dagegen nur genutzt werden, wenn die Betroffenen bereit sind, die Gefahren 
zu tragen. Die Wahrnehmung der strittigen Technologien im Nullsummenparadigma er-

 

                                                 
4 In Anlehnung an Pies (2008, S. 31). 

Pro:  Contra: 
„Um die Menschen unter erschwerten Bedingungen 
zu ernähren, dürfen wir auch in Deutschland auf die 
grüne Gentechnik nicht verzichten.“ Schavan, A. 
(2009) 

„Der Anbau von Gen-Pflanzen muss verhindert 
werden; die Natur ist kein Versuchslabor und der 
Verbraucher kein Versuchskaninchen.“ Franzenburg, 
A. (2010) 

„Die Grüne Gentechnik ist innovativ und sicher. Sie 
zählt zu den am umfassendsten geprüften Technolo-
gien. Alle neuen Agrarprodukte durchlaufen zuver-
lässige und umfangreiche Zulassungsverfahren, 
bevor sie zum praktischen Einsatz kommen.“ BASF 
Plant Science (2009, S. 3-4) 

„Gentechnik macht unsere Lebensmittel teuer und 
riskant. Mit der Petition fordert der BÖLW die Bun-
desregierung dazu auf, sich auf EU-Ebene für ein 
Anbauverbot von Gentech-Pflanzen einzusetzen.“ 
Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (2011) 

„Are biotech products safe? Yes - biotech crops 
undergo more testing and oversight before commer-
cialization than any other agricultural products, 
including conventional (or non-biotech) crops.“ 
Monsanto (2011) 

„Weder steigen langfristig die Erträge, noch werden 
wirklich weniger Pestizide eingesetzt. Stattdessen ist 
bei den sogenannten insektenresistenten Gentech-
Pflanzen wie dem umstrittenen Genmais MON810 
die ganze Pflanze zu einem Pestizid 'umfunktio-
niert'.“ Bundestagsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen 
(2011) 
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schwert deshalb eine Lösungsfindung, wie pluralistische Gesellschaften mit den Vorteilen 
und den Gefahren von Technologien umgehen sollen: Die Interessen der Technologiebe-
fürworter stehen den Interessen der Gefahrenvermeider unüberwindbar gegenüber. Die 
Ambivalenz der Hochtechnologien führt zu Diskursen, die hoch polarisierend geführt wer-
den, obwohl die Interessen der Gefahrenvermeider genauso legitim sind wie die Interessen 
der Technologiebefürworter (Abbildung 1.2). Die einen wollen durch einen Technologie-
verzicht Menschheit und Umwelt vor negativen Externalitäten bewahren, und die anderen 
wollen mit einer Technologienutzung den Wohlstand gegenwärtiger und zukünftiger Gene-
rationen mehren. 

Bei rein privaten Gütern kann jeder nach seinen persönlichen Präferenzen über die Nut-
zung riskanter Technologien entscheiden. Eine persönliche Abwägung und der Versuch, die 
eigenen Präferenzen durchzusetzen, führen bei Hochtechnologien allerdings zu Konflikten. 
Die Präferenzen sind in einer pluralistischen Gesellschaft für eine allgemein akzeptierte 
Zustimmung oder Ablehnung zu divergent. Die Heterogenität der Gefahrenpräferenzen 
kann in Diskursen erschwerend zu einem ruinösen Argumentationswettbewerb zwischen 
Technologiebefürwortern und Gefahrenvermeidern führen.5

2. Die Kosten-Nutzen-Analyse als konfliktverstärkende Heuristik in gesellschaftlichen Ge-
fahrendiskursen 

 Wenn die Interessensdishar-
monie in einem unüberwindbaren Tradeoff wahrgenommen wird, ist es für jede Partei eine 
dominante Strategie, die eigene Perspektive auch mit dem Mittel der Übertreibung mög-
lichst stark darzustellen, um die Argumente der Gegenseite zu entkräften. Die Akteure wer-
fen sich dann wechselseitig vor, subjektiv zu sein, die Fakten zu übersehen und unmorali-
sche Anliegen zu vertreten. Eine allgemein zustimmungsfähige Lösung kann innerhalb die-
ses ruinösen Argumentationswettbewerbes nicht erzielt werden.  

Wie kann die Gesellschaft der Pareto-inferioren Situation eines ruinösen Argumentations-
wettbewerbes entkommen? Die Wohlfahrtsökonomik schlägt zur Lösungsfindung eine Ver-
sachlichung der Debatte durch eine gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse vor.6 
Dies scheint zunächst sehr plausibel zu sein, denn die Abwägung von Kosten und Nutzen 
kommt der intuitiven Abwägung von Vorteilen und Gefahren inhaltlich sehr nahe. Die 
Verwissenschaftlichung des Diskurses erscheint für viele eine geeignete konfliktreduzie-
rende Maßnahme zu sein, solange die Akteure von dem Wissenschaftssystem objektive 
Einschätzungen erwarten.7

                                                 
5 Vgl. beispielsweise die empirische Studie von Sobkowicz und Sobkowicz (2010; S. 5-6) über die Radi-
kalisierung von politischen Diskussionen. 

 Eine gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse ist jedoch 
für die Lösung des Konflikts zwischen Technologiebefürwortern und Gefahrenvermeidern 
aus mehreren Gründen ungeeignet: (1) Die Gefahren von Hochtechnologien sind für eine 
gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse zu komplex. (2) Selbst wenn eine exakte 
Bewertung der Gefahren möglich wäre, erfordert eine Kosten-Nutzen-Analyse eine inter-
subjektive Nutzenverrechnung. Dies impliziert eine Normativität, die in einer wertepluralis-
tischen Gesellschaft nicht zustimmungsfähig ist. 

6 Vgl. beispielsweise Just et al. (2004; S. 642-643), Sen (2000; S. 950-952) sowie Nas (1996; S. 85-86). 
7 Diese Erwartung kann eigentlich nur enttäuscht werden, da die moderne Wissenschaft von der Wahr-
heitssuche auf die Konstruktion von Realität umgestellt hat. Vgl. hierzu Luhmann (1998a; S. 510-511 und 
S. 709). 



 Diskussionspapier 2011-19  
 

5 

(1) Eine Bewertung der technologieimmanenten Gefahren ist für viele Hochtechnolo-
gien, gemessen am Kriterium der Objektivität, schlicht unmöglich.8 (a) Der Kreis der Be-
troffenen ist schwer zu definieren. Schon die Frage, ob im Schadenseintrittsfall lediglich die 
Nachbarn betroffen sind, die Bewohner der angrenzenden Regionen oder sogar noch nach-
folgende Generationen, kann in vielen Fällen nicht abschließend beurteilt werden und hängt 
von nicht prognostizierbaren Zufällen wie der Windrichtung oder der Verkettung unglückli-
cher Umstände ab. (b) Bei neuen Technologien fehlt es oft an Erfahrungswissen über die 
Schadensfolgen und die Eintrittswahrscheinlichkeiten. Insbesondere die Bewertung von 
ökologischen Folgen ist komplex: Sehr lange Zeitabstände müssen überblickt werden. Der 
Schadenseintritt muss nicht unmittelbar von den technologischen Gefahren abhängen, son-
dern kann sich aus vielfältigen ökologischen Wechselwirkungen ergeben, die sich nicht 
einzeln kontrollieren lassen.9 (c) Die Komplexität des Gesellschaftssystems führt zu Zu-
rechnungsproblemen bei gefährlichen Entscheidungen. Die nicht-intendierten Folgen inten-
tionaler Entscheidungen können häufig nur schwer auf die Nutzer der Technologien zu-
rückgeführt werden. Die unbeabsichtigten Systemfolgen einzelner Handlungen in komple-
xen Gesellschaften sind vielfach nicht abschätzbar.10 Das Problem der Zurechenbarkeit ist 
nicht nur ein Problem von Wohlfahrtsökonomen, sondern auch von Juristen. Vorsatz und 
Fahrlässigkeit lassen sich bei Interdependenzen nicht scharf voneinander abgrenzen.11 Das 
Problem der Zurechenbarkeit wird noch verschärft, wenn eine mangelhafte Governance-
Struktur systematisch Fehlanreize setzt, gefährliche Entscheidungen zu treffen.12 (d) Die 
Forderung nach zusätzlicher Forschung für eine bessere Abschätzung des Gefahrenpotenti-
als ist auch keine Strategie zur Objektivierung von Diskursen. Zusätzliche Forschung er-
zeugt in aller Regel neue Unsicherheiten.13 Die gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-
Analyse kommt bei Hochtechnologien an ihre methodischen Grenzen, wodurch der An-
spruch an Objektivität nicht mehr aufrechterhalten werden kann. Die Idee, Gefahren mög-
lichst adäquat zu evaluieren, führt „zu einem Zugleich von überschätzten und unterschätz-
ten Risiken, wodurch das ohnehin bestehende Risikoproblem nochmals verschärft wird“14

(2) Selbst wenn eine gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse die technologie-
immanenten Gefahren exakt evaluieren könnte, ist eine Überwindung der Konflikte mit 
dieser Methode nicht möglich. Aus der Kenntnis der wahren Kosten muss nicht automatisch 
eine generelle Akzeptanz oder Ablehnung der Technologien folgen. Eine heterogene, plura-
listische Gesellschaft entwickelt eine hohe Varianz an Meinungen, und entsprechend der 
individuellen Präferenzen können die Kosten einer Technologie als angemessen oder als zu 
hoch angesehen werden. Mit der exakten Kenntnis der Vorteile und Gefahren bleibt ein 
weiteres Problem der Kosten-Nutzen-Analyse ungelöst: Wie soll sie Vorteile und Gefahren 
bewerten, für die es keinen Marktpreis gibt? Wie viel ist das Leben eines Menschen oder 
eines Tieres wert? Wie viel das einer ganzen Art? Welchen Wert hat die Ästhetik einer na-
turbelassenen Landschaft? Wenn die Kosten-Nutzen-Analyse unbepreiste Güter bewertet, 

. 

                                                 
8 Dies trifft auch auf Vorschläge zu, die Kosten zu internalisieren, um auf eine Kosten-Nutzen-Analyse 
verzichten zu können. Die Internalisierung der Gefahren scheitert ebenfalls an der Komplexität der Ge-
fahrenfolgen. Einen Überglick über die Schwierigkeiten einer Internalisierung liefern beispielsweise aus 
ökonomischer Perspektive Baumol (1972; S. 307-309) und aus der soziologischen Perspektive Luhmann 
(1991; S. 128-132). 
9 Vgl. Luhmann (1991; S. 119 und S. 130). 
10 Vgl. Luhmann (1991; S. 130-131). 
11 Vgl. Kühl (2007; Randnummern 3 und 35).  
12 Vgl. Pies und Sass (2011; S. 7-9) sowie Friedman (2010; S. 163-167). 
13 Vgl. Luhmann (1991; S. 226). 
14 Luhmann (1991; S. 121). 
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müssen normative Annahmen getroffen werden, die stets umstritten bleiben. Sogar wenn 
Marktpreise existieren, ist die gegenseitige Verrechnung eine normative Entscheidung. 
Schließlich weichen Marktpreise generell von den persönlichen Wertvorstellungen ab. 
Auch elaboriertere Verfahren, die auf eine Verrechnung von Nutzeneinheiten beruhen, kön-
nen dieses Problem nicht lösen.15 Die Bewertung und die gegenseitige Verrechnung von 
Nutzen sind keine rein mathematischen Operationen. Es sind normative Entscheidungen, 
die in einer wertepluralistischen Gesellschaft nur eine mögliche Bewertungsoption neben 
vielen anderen darstellen. In einer heterogenen Gesellschaft ist es deshalb nicht möglich, 
auf diese Weise für gefährliche Technologien soziale Akzeptanz zu gewinnen. Die Kosten-
Nutzen-Analyse versagt, wenn sie Konflikte objektivieren soll, die sich gar nicht objektivie-
ren lassen. Häufig bewirkt sie deshalb das Gegenteil. Wissenschaftliche Beratung, die Kon-
flikte um Hochtechnologien durch eine gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse 
entschärfen möchte, verkommt in vielen Fällen zu einer „Munitionsfabrik für die Beliefe-
rung beider Seiten von ideologischen oder politischen Auseinandersetzungen“16

Eine wissenschaftliche Beratung, die die Konflikte um die Bewertung einzelner Techno-
logien überwindet, benötigt einen Ansatz, der auf eine Verrechnung von Vorteilen und Ge-
fahren verzichtet. Wenn sich Zukunft in der Gegenwart nur als Meinung abbilden lässt,

. 

17

3. Die Ambivalenz des technologischen Fortschritts und das institutionelle Setting 

 
dann sind Kosten-Nutzen-Analysen mit ihrer implizierten Normativität für eine gesell-
schaftliche Selbstaufklärung und Selbststeuerung ungeeignet. Kosten-Nutzen-Analysen 
suchen im wahrgenommenen Tradeoff zwischen Gefahrenvermeidung und der Technolo-
gienutzung nach einem Optimum. Ein allseits akzeptiertes gesellschaftliches Optimum ist in 
heterogenen Gesellschaften im Tradeoff jedoch unmöglich zu finden. Eine allgemein zu-
stimmungsfähige Lösung ist allerdings möglich, wenn sich Gefahrenvermeidung und die 
Nutzung der Technologien miteinander verbinden lassen. Dies ist keinesfalls ein nur tech-
nologisches Problem, sondern eine Herausforderung für die gesellschaftliche Selbststeue-
rung. Dass der häufig wahrgenommene Tradeoff zwischen Gefahrenvermeidung und tech-
nologischem Fortschritt nicht existieren muss, zeigt der nun folgende Abschnitt.  

Der technologische Fortschritt der letzten 200 Jahre hat viele Innovationen hervorgebracht, 
die die Gefährlichkeit des Lebens reduzieren. Neue medizinische Verfahren und Medika-
mente, die Versorgungssicherheit mit Nahrungsmitteln und Energien, Innovationen, die 
unsere Mobilität steigern, und auch funktionierende Versicherungs- und Kapitalmärkte er-
höhten den Wohlstand und reduzierten viele Gefahren. Der Anstieg der Lebenserwartung in 
den letzten 200 Jahren ist ein starkes Indiz,18

                                                 
15 Für die Verrechnung von Nutzen vgl. Arrow (1950; S. 342-344) und für die wohlfahrtstheoretische 
Diskussion insbesondere auch Homann (1988; 205-256) und Pies (2000; S. 8). 

 dass der technologische Fortschritt und die 
Gefahrenvermeidung vielfach komplementär sind. Der modernen Gesellschaft ist es im 
historischen Vergleich in einem unglaublichen Ausmaß gelungen, die Gefahren drastisch zu 
reduzieren. Technologischer Fortschritt kann offensichtlich ein Positivsummenspiel sein. 

16 Vgl. Luhmann (1991; S. 228). 
17 Vgl. Luhmann (1991; S. 229). 
18 In der westlichen Welt stieg die Lebenserwartung zwischen 1820 und 2002 von 36 auf 79 Jahre an und 
in der restlichen Welt im gleichen Zeitraum von 24 auf 64 Jahre. Vgl. Maddison (2005; Tabelle 1 auf S. 
6)) Für eine Wohlfahrtsanalyse, die die empirischen Daten von Maddison ergänzt, vgl. McCloskey (2010; 
S. 48-59). 
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Gleichzeitig ist der einzelne Bürger einer Vielzahl an neuen Gefahren ausgesetzt, die im 
historischen Vergleich einzigartig sind. Gefahren, die durch den technologischen Fortschritt 
erst entstanden sind, betreffen uns täglich. Dennoch ist ein Verzicht auf diese Gefahren für 
die meisten Menschen mangels adäquater Alternativen irrelevant: Wir fahren mit einer Ge-
schwindigkeit Auto, dass selbst kleine Flüchtigkeitsfehler von anderen tödlich sind, und 
fühlen uns trotzdem sicher. Wir nutzen Flugzeuge, obwohl der Mensch nicht fliegen kann. 
Wir geben unsere Ersparnisse in die Obhut von Banken und Versicherungskonzernen, ohne 
ernsthaft Angst zu haben, dass sie die Gelder veruntreuen. Auch vertrauen wir darauf, dass 
im Falle von Krankheit und Alter sich ganz unpersönliche Organisationen um uns küm-
mern, ohne primär die Familie oder Nachbarschaft zu benötigen.19

Der Beitrag des technologischen Fortschritts zum ständig anwachsenden Wohlstand 
schließt nicht aus, dass Innovationen ambivalent sind und Betroffene gefährden können. 
Betroffene können auch ihre Gefahrenneigungen ändern und Technologien, die sie bisher 
akzeptiert haben, als gefährlich betrachten. Einmal aufgebaute Akzeptanz schützt nicht da-
vor, dass sich Gefahreneinschätzungen und -neigungen verändern können. Auch erzeugt der 
technologische Fortschritt der letzten 200 Jahre keinen Vertrauensvorschuss Betroffener für 
einzelne Technologien. Die historische Entwicklung liefert jedoch Anhaltspunkte, wie die 
Gesellschaft Gefahrenvermeidung und technologischen Fortschritt verbinden kann.  

  

Natürlich kann man fragen, welche Technologien gefahrenlos sind oder welches Gefah-
renpotential die Gesellschaft akzeptieren möchte. Dies sind allerdings Fragestellungen, de-
ren Lösungen im Tradeoff zwischen Gefahrenvermeidung und Technologienutzung gefan-
gen sind. Eine für die gesellschaftliche Selbststeuerung besser geeignete Frage ist stattdes-
sen, wie technologischer Fortschritt und Gefahrenvermeidung miteinander verbunden wer-
den können. Diese Fragestellung ermöglicht eine Suche nach Lösungen, die im Interesse 
sowohl von Gefahrenvermeidern als auch von Technologienutzern sind. Die Frage nach der 
Verbindung von technologischem Fortschritt und Gefahrenvermeidung eröffnet zwei Per-
spektiven: (1) Welche technologischen und menschlichen Schwächen führen zu Gefahren? 
Diese Frage ist nicht neu. Sie lässt sich allerdings bei einer institutionenökonomischen Re-
konstruktion des technologischen Fortschritts systematisch in die zweite Perspektive inte-
grieren. (2) Wo setzt das institutionelle Setting fehlerhafte Anreize, dass technologischer 
Fortschritt kein Postivsummenspiel ist? 

(1) Hochtechnologien beinhalten Gefahren. Kernkraftwerke können nicht auf eine ato-
mare Kettenreaktion verzichten, und die grüne Gentechnik verändert die Eigenschaften von 
Pflanzen. Gefahren entstehen ebenso durch menschliche Schwächen. Fehler in der Bedie-
nung und Kontrolle können Schäden verursachen.20

                                                 
19 Sehr erhellend ist in diesem Zusammenhang die Beschreibung von McCloskey, dass bis in die 20er 
Jahre des 20. Jahrhunderts ein durchschnittlicher Arztbesuch die Gesundheit eher verschlechtert als ver-
bessert hat. Vgl. McCloskey (2010; S. 57). 

 Menschliches Versagen und technolo-
gische Mängel führen auch wechselseitig zu Störfällen. Überfordert die Technologie den 
Anwender oder sind keine ausreichenden Sicherheitsvorkehrungen gegen menschliches 
Fehlverhalten vorhanden, dann ist das Zusammenspiel von Mensch und Technik gefährlich. 
Menschliches und technisches Versagen sind nun aber keine Parameter, die unabänderlich 
sind. Eine bessere Qualifikation der Anwender oder eine Verfeinerung der Technologie 
können beispielsweise die Gefahren reduzieren.  

20 Für Abstürze von Flugzeugen ist beispielsweise der Faktor Mensch die dominierende Gefahr. Vgl. 
Wiegmann und Shappell (2003; S. 10-12). 
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(2) Qualifikation und technologische Verfeinerungen hängen nicht vom Zufall ab. Die 
Gesellschaft kann gezielt Anreize setzen, damit Technologieanwender Gefahren reduzieren. 
Die Technologien der letzten 200 Jahre haben sich nicht nur deshalb durchgesetzt, weil sie 
den Nutzern viele Vorteile bringen, sondern weil mit den technischen Innovationen auch 
Innovationen innerhalb der Sozialstruktur einhergegangen sind. Die Anpassung des institu-
tionellen Settings hat viele Innovationen, so wie wir sie kennen, erst ermöglicht. Innovatio-
nen entstehen durch einen kreativen Schaffensprozess; gleichwohl definiert die Rahmen-
ordnung den Möglichkeitsraum für Innovationen. Die Nutzung vieler Technologien ist von 
staatlichen Genehmigungen abhängig; zur Optimierung von Verfahren gehen Technologie-
anwender formelle Partnerschaften mit Universitäten ein, oder es entstehen Vereine, die die 
Anwendung einzelner Technologien überwachen.21

4. Die Idee der Gefahrenproduktivität: Ein Kollektivgut im gemeinsamen Interesse von 
Technologienutzern und Gefahrenvermeidern 

 Den technologischen Fortschritt und die 
Nutzung einzelner Technologien kann eine Gesellschaft über das institutionelle Setting 
steuern.  

Ein Anreizsystem, das rein marktwirtschaftlich organisiert ist, wird bei komplexen Gefah-
ren zu Marktversagen führen. Nur dann, wenn die Kosten der Gefahrenvermeidung transak-
tionskostenneutral sind, bietet eine reine Marktlösung ein effizientes Allokationsergebnis 
für Gefahrenvermeider und Technologienutzer.22

Technologienutzer und Gefahrenvermeider können sich stattdessen wechselseitig bes-
serstellen, wenn sich eine Gefahrenvermeidung mit dem technologischen Fortschritt ver-
binden ließe. Hierfür ist bei gesellschaftlich strittigen Technologien eine Anpassung des 
institutionellen Settings erforderlich, welches den Innovationsprozess von Nullsummen- auf 
Positivsummenspiele umstellt. Die divergierenden Ziele werden dann komplementär. An-
reize können beispielsweise gesetzt werden, einen Forschungswettbewerb zu entfalten, der 
nach Alternativen zu den gefährlichen Technologien sucht. Auch sind Anreize für eine 
Entwicklung und Implementierung innovativer Governancestrukturen für eine gezielte(re) 
Vermeidung von Gefahren denkbar.  

 Eine wechselseitige Besserstellung der 
Akteure ist bei geringen Transaktionskosten durch Märkte möglich. Mit den Gefahren von 
Hochtechnologien sind meistens jedoch hohe Transaktionskosten verbunden: Der Kreis der 
potentiell Betroffenen ist schwer zu beschreiben, Erfahrungswissen über Eintrittswahr-
scheinlichkeiten und Schadensfolgen fehlt, und die Zurechnung auf einzelne Verursacher ist 
schwierig. Unter diesen Bedingungen ist es für Technologieanwender und Betroffene eine 
Herausforderung, sich an den Märkten ohne geeignete Institutionen wechselseitig besserzu-
stellen. Je nach der Verteilung der Eigentumsrechte wird es entweder zu einer Rationierung 
von Innovationen und Technologien kommen oder zu einem ambivalenten technologischen 
Fortschritt. Beides ist ineffizient. Die Akteure sind hier in einem Nullsummenspiel gefan-
gen.  

Der Umgang mit Risiken in modernen Gesellschaften liefert eine weitere Perspektive 
für den Gefahrendiskurs, wie das institutionelle Setting einen signifikanten Einfluss auf den 
individuellen Wohlstand haben kann. Eine Analogie lässt sich aus dem Umgang mit Risiken 
ableiten: Akteure können ihr Risiko nicht nur durch eine Verhaltensänderung reduzieren, 
                                                 
21 So z. B. die Technischen Überwachungsvereine (TÜV). Vgl. Bürger (2003; S. 13-15). 
22 Vgl. Coase (1960; S. 39-42). 
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sondern auch durch eine Konsolidierung der eigenen Risiken mit den Risiken anderer Ak-
teure. Versicherungs- und Aktienmärkte bieten hierfür einen geeigneten Rahmen.23 Eine 
moderne Sozialstruktur setzt zusätzlich Anreize, dass risikoaverse Akteure Risiken einge-
hen, die für sie sonst nicht anreizkompatibel wären.24 Das Zusammenspiel einer Risikokon-
solidierung mit gezielten Anreizen für risikoaverse Akteure erhöht die gesamtgesellschaftli-
che Risikoproduktivität.25

Die Idee der Risikokonsolidierung kann auf Gefahren übertragen werden. Ein positiver 
Wohlfahrtsnettoeffekt entsteht nicht nur bei der Konsolidierung von intendierten und ris-
kanten Entscheidungen, sondern auch bei der Konsolidierung von nicht-intendierten, ge-
fährlichen Entscheidungen. Eine gezielte Verknüpfung von Governance, Technologien und 
Forschung führt zu positiven Verbundeffekten, die die Gefahrenproduktivität erhöhen (Ab-
bildung 2). Diese Institutionen reduzieren die nicht-intendierten Gefahren, ohne auf die 
Wohlfahrtseffekte der Technologienutzung zu verzichten. Eine Erhöhung der Gefahrenpro-
duktivität ist dann im wechselseitigen Interesse von Gefahrenvermeidern und Technologie-
nutzern.  

 Die Erhöhung der Risikoproduktivität ist auch für die Akteure 
kein Nullsummenspiel. Eine Ausweitung führt zu positiven Wohlfahrtsnettoeffekten. Die 
Akteure werden für ihr zusätzlich eingegangenes Risiko nicht nur kompensiert; sie werden 
durch die Zunahme der Risikoproduktivität überkompensiert.  

 

Abbildung 2: Gefahrenkonsolidierung als eine semantische Innovation zur Überwindung 
des wahrgenommen Tradeoffs26

Gegenüber dem wahrgenommen Tradeoff zwischen Gefahrenvermeidung und Technolo-
gienutzung stellt die Idee, dass eine Verbesserung des institutionellen Settings die Gefah-
renproduktivität erhöhen kann, eine orthogonale Positionierung dar. Die legitimen Interes-
sen der Gefahrenvermeider und der Technologienutzer können in einer modernen Gesell-
schaft grundsätzlich simultan erreicht werden. Dies ist für den Gefahrendiskurs eine seman-
tische Innovation: Die Interessen stehen nicht mehr im Konflikt, sondern sind komplemen-
tär. Die Parteien müssen nicht mehr nach Diskursbeiträgen suchen, wie sie die Gegenseite 

 

                                                 
23 Vgl. Sinn (1986; S. 564-565). 
24 Vgl. Pies und Sass (2011; S. 4-7). 
25 Insolvenzregelungen und juristische Personen mit beschränkter Haftung können aber auch zu einer 
gesellschaftlich ineffizienten Zunahme von Risiken führen, wenn eine Externalisierung von Risiken auf 
die Allgemeinheit möglich ist. Vgl. Sinn (2003; S. 159-165) sowie Pies und Sass (2011; S. 7-9). 
26 In Anlehnung an Pies (2008; S. 25). 
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diskreditieren können. Die Absicht, die Gefahrenproduktivität zu erhöhen, eröffnet im Dis-
kurs konstruktive Lösungen: Mit welchen Regeln können sich die Akteure trotz divergie-
render Ziele wechselseitig besserstellen? Die Technologienutzer und Gefahrenvermeider 
verbindet die Frage, wie ein institutionelles Setting aussehen muss, das Anreize setzt, so-
wohl von den Technologien profitieren zu können als auch die Gefahren zu reduzieren.  

Die Ambivalenz der Technologien wird vom institutionellen Setting vorgegeben. Ist das 
Setting mangelhaft, dann haben Technologieanwender unzureichende Anreize, um an inno-
vativen Lösungen zu arbeiten, die die technologieimmanenten Gefahren reduzieren. So ent-
steht ein Tradeoff zwischen der Gefahrenvermeidung und der Technologieanwendung. In 
einem solchermaßen mangelhaften institutionellen Setting wird technologischer Fortschritt 
zu einem Nullsummenspiel: Technologien führen zu Gefahren, und eine Gefahrenreduktion 
ist nur durch einen Verzicht auf den technologischen Fortschritt möglich. Dieser Tradeoff 
ist freilich nur dann unüberwindbar, wenn semantische Innovationen fehlen, die es vorstell-
bar machen, dass das institutionelle Setting zum wechselseitigen Vorteil verbessert werden 
kann. Die unzureichende gesellschaftliche Selbststeuerung ist allerdings kein Grund, auf 
Technologien a priori zu verzichten oder sich als Gesellschaft den technologischen Gefah-
ren blind auszusetzen. Die Erhöhung der Gefahrenproduktivität zeigt einen Ausweg, den 
Tradeoff zu überwinden.  

Der Nachweis einer angestiegenen Gefahrenproduktivität wird in vielen Fällen aller-
dings genauso strittig sein wie eine gesamtgesellschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse. Die 
Idee der Gefahrenproduktivität bietet in Diskursen die Perspektive für ein gemeinsames 
Regelinteresse.27

5. Bindungsmanagement für die Generierung von Vertrauen in einzelne Technologien 

 Mit einer Ausweitung der Gefahrenproduktivität durch eine funktionale 
Anpassung des institutionellen Settings können die ursprünglich strittigen Interessen wech-
selseitig erreicht werden. Für die Akzeptanz einzelner Technologien ist ein funktionales 
institutionelles Setting eine wichtige Voraussetzung. Wenn allerdings der Nachweis einer 
erhöhten Gefahrenproduktivität schwierig ist, muss das institutionelle Setting zumindest 
Vertrauen der Gefahrenvermeider in die Technologien aufbauen können.  

Die Wahrnehmung der technologischen Gefahren und Vorteile innerhalb eines Tradeoffs 
führt dazu, dass die Gefahrenvermeider ihre Ziele vermeintlich nur durch einen Verzicht auf 
Technologien erreichen können. Diese Wahrnehmung fördert kein Vertrauen in einzelne 
Technologien. Im Tradeoff sind die Technologien der Gegenpart zu den schützenswerten 
Interessen, und der Feind des Schützenswerten kann nicht vertrauenswürdig sein. Vertrauen 
ist allerdings eine Voraussetzung dafür, Hochtechnologien trotz ihrer unbestimmbaren Ge-
fahren zu akzeptieren. Vertrauen reduziert Komplexität und schafft so die Voraussetzung 
für die Akzeptanz von Technologien, selbst wenn objektive Gefahrenabschätzungen nicht 
möglich sind.28

                                                 
27 Bzgl. der Interessendivergenz einzelner Ziele und der Interessenkomplementarität gemeinsamer Regel-
interessen vgl. Hazlitt (1964; S. 59-60) oder auch Pies (2000; S. 3-5). 

 Vertrauen in den technologischen Fortschritt kann nicht durch Sollens-
Appelle generiert werden. Der Kernkraft wird auch dann nicht vertraut, wenn Wissenschaft-
ler an die Bevölkerung appellieren, dass unter den relevanten Alternativen die Kernkraft 
eine sichere und saubere Technologie ist. Erschwerend kommt hinzu, dass das Vertrauen in 
die Hochtechnologien ganz anders aufgebaut werden muss, als dies in Kleingruppen mög-

28 Vgl. Luhmann (1991; S. 123-127 und S. 133-134). 
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lich ist. Betroffene vertrauen Hochtechnologien noch lange nicht, selbst wenn der Einzelne 
den leitenden Ingenieuren vielleicht in persönlichen Angelegenheiten vertrauen würde.29 
Die Anwender von Hochtechnologien können auch nicht auf einen Vertrauensvorsprung der 
Betroffenen hoffen.30

Eine gesamtgesellschaftliche Rahmenordnung, die wechselseitige Besserstellungspoten-
tiale durch den technologischen Fortschritt generiert, wird in vielen Fällen noch nicht aus-
reichen, damit sichergestellt ist, dass die Gefahrenvermeider einzelne Technologien akzep-
tieren. Eine Rahmenordnung, die im Allgemeinen die Interessen von Gefahrenvermeidern 
und Technologieanwendern verbindet, liefert zumindest eine Basis für das Vertrauen in die 
Idee einer wechselseitigen Besserstellung für einzelne Konflikte. Eine geeignete Rahmen-
ordnung liefert beständig Beispiele, dass eine zunehmende Gefahrenproduktivität sowohl 
im Interesse der Technologienutzer als auch im eigenen Interesse der Gefahrenvermeider 
ist. Wenn der technologische Fortschritt einen Anstieg der Gefahrenproduktivität ermög-
licht, dann haben Technologienutzer und Gefahrenvermeider ein gemeinsames Interesse, 
Institutionen zu erschaffen, durch die die Betroffenen in bisher strittige Technologien ihr 
Vertrauen setzen.  

 Technologien sind in der Wahrnehmung der Betroffenen hierfür zu 
gefährlich. Wenn die Zukunft nur als eine Meinung möglich ist, dann müssen Institutionen 
existieren, die ein Vertrauen-Wollen der Akteure ermöglichen.  

Der systematische Ort für die Generierung von Vertrauen in Hochtechnologien ist die 
institutionelle Gestaltung von Entscheidungsprozessen.31 Vertrauen kann oft nur aufgebaut 
werden, wenn Misstrauen in den Entscheidungsprozessen institutionalisiert ist.32

„Struktur des Systems, das Vertrauen schenkt. Nur dadurch, dass die Sicherheit des 
Systems strukturell gewährleistet wird, ist es möglich, die Sicherheitsvorkehrungen für 
einzelne Handlungen in konkreten Situationen herabzusetzen. Vertrauensbereitschaft 
ist ein wichtiger Fall der allgemeinen Regel, dass die Absorption von Komplexität 
durch Strukturen das Handeln entlasten kann.“

 Eine 
Komplexitätsreduktion durch Vertrauen wird durch diese institutionelle Absicherung der 
Entscheidungen möglich. Die Vertrauensbereitschaft in einzelne Technologien beruht auf 
der  

33

Die Kompetenz der leitenden Ingenieure, die Appelle von Wissenschaftlern und scheinbar 
objektive Studien, die eine Gefährlichkeit ausschließen, sind unzureichend für den Aufbau 
von Vertrauen in Hochtechnologien. Komplexität kann mit diesen Mitteln nicht ausreichend 
reduziert werden. Appelle und Studien beschränken sich auf einzelne Informationen und 
lassen gleichzeitig andere Informationen unberücksichtigt. Sicherheit kann so nicht struktu-
rell gewährleistet werden. Sicherheit kann allerdings gewährleistet werden, wenn Bindun-
gen die Entscheidungsprozesse institutionell absichern. Aus der Perspektive der Anlagenbe-
treiber können vier Bindungstechnologien unterschieden werden, die Vertrauen für ganz 
unterschiedliche Probleme aufbauen können (vgl. Abbildung 3).

 

34

                                                 
29 Vgl. Luhmann (1991; S. 229) und (2009; S. 102-103). 

 

30 Vgl. Luhmann (1991; S. 121-122) und (2009; S. 68). 
31 Dies betrifft sowohl die Frage, ob bestimmte Technologien genutzt werden, als auch die Frage, wie die 
Wartung und Kontrolle von Technologien erfolgt, die bereits in Verwendung sind.  
32 Vgl. Luhmann (2005, 2009; S. 118). 
33 Vgl. Luhmann (2005, 2009; S. 111). 
34 Vgl. Pies et al. (2009b; S. 389). 
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Abbildung 3: Bindungstechnologien zum Vertrauensaufbau aus der Perspektive der Tech-
nologieanwender35

(I) Service für kollektive Selbstbindungen: Befinden sich die Gefahrenvermeider in einem 
wechselseitigen Dilemma, dann können Technologieanwender kein Vertrauen aufbauen. 
Ein Ex-Post-Opportunismus

 

36 der Gefahrenvermeider kann verhindern, dass die Akteure 
wechselseitige Besserstellungspotentiale ausschöpfen und so einen Beitrag zur Ausweitung 
der Gefahrenproduktivität leisten. Ex-Post-Opportunismus ist für die Gefahrenvermeider 
eine dominante Strategie, wenn jede Partei mit einem Vetorecht ausgestattet ist. Für jeden 
Akteur ist es dann rational, die anderen Parteien aus Eigeninteresse von einer kollektiven 
Lösung abzuhalten. Das Vetorecht kann für die eigenen Ziele instrumentalisiert werden. 
Jeder versucht, von den anderen Zugeständnisse zu erpressen. Für die Betroffenen ist die 
Suche nach Gründen, die Misstrauen rechtfertigen, rational. Strategisch ist es ein Glücks-
fall, wenn sich in der Nachbarschaft ein Lebensraum für seltene Tier- oder Pflanzenarten 
befindet, der geschützt werden möchte.37

(II) Service für eine individuelle Selbstbindung: Die Technologieanwender benötigen 
zum Aufbau von Vertrauen vielfach externe Akteure. Diese Externen müssen als unabhän-
gige Dritte zur Verbesserung von Sicherheits- und Governance-Technologien herangezogen 
werden, um mit Know-How zu unterstützen oder um Kontrollen durchzuführen. Vertrauen 
kann jedoch nur aufgebaut werden, wenn die Externen selbst vertrauenswürdig sind. In Ge-

 Eine wechselseitige Besserstellung kann durch 
den ruinösen Wettbewerb um die Nutzung des eigenen Vetorechtes nicht generiert werden. 
Die Akteure blockieren sich im Aushandeln von Zugeständnissen wechselseitig. Die gegen-
seitige Blockade kann überwunden werden, wenn sich die einzelnen Stakeholder binden, 
von ihrem Vetorecht nicht in ruinöser Weise Gebrauch zu machen. Schaffen die 
Stakeholder dies nicht untereinander, dann ist es auch im Interesse der Technologieanwen-
der, Bindungsservices für die Stakeholder anzubieten, die einen Ex-Post-Opportunismus 
einschränken.  

                                                 
35 In Anlehnung an Pies et al. (2009b; S. 389). 
36 Vgl. Williamson (1973; S. 319, Fußnote 2). 
37 Dies soll nicht ausschließen, dass es auch Umweltschützer gibt, die Tiere und Pflanzen aus nicht-
strategischen Interessen schützen. Das Problem, das hier aufgegriffen wird, ist, dass Umweltschutz auch 
aus ganz anderen Interessen betrieben werden kann und dass dann Existenzrecht von Tieren und Pflanzen 
möglicherweise nur vorgeschoben wird.  
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nehmigungsverfahren und bei öffentlich-rechtlichen Kontrollen sind Technologieanwender 
auf den Staat oder auf quasi-staatliche Monopolanbieter angewiesen. Technologieanwender 
müssen sich bei einer Monopollösung in eine gefährliche Abhängigkeit begeben. Betroffene 
vertrauen nur, wenn der Monopolanbieter selbst vertrauenswürdig ist. Haben die Betroffe-
nen den Eindruck, dass dem Staat Kompetenz fehlt, dass politischer Einfluss auf die Kont-
rollbehörden ausgeübt wird oder dass Regelungslücken existieren, die eine effektive Über-
wachung verhindern, dann können die Anlagenbetreiber Vertrauen in die Technologien 
durch das staatliche Zwangsangebot nicht generieren. Technologieanbieter können den Mo-
nopolanbieter bei dessen eigener Glaubwürdigkeit durch einen Bindungsservice unterstüt-
zen: z. B. durch Vorschläge für eine bessere Regulierung, Hilfe beim Kompetenzaufbau der 
Beamten und eine Unterstützung bei der Entwicklung von Verwaltungs- und Kontrollpro-
zessen, die die Behördenmitarbeiter vor politischer Einflussnahme schützt. Die Unterstüt-
zung des Staates durch die Technologieanwender muss von den Betroffenen ebenfalls als 
vertrauenswürdig empfunden werden. Das Risiko des Bindungsservice ist, dass Vertrauen 
nicht generiert werden kann, weil der Bindungsservice als Lobbyismus von den Betroffenen 
wahrgenommen wird. Dies erfordert dann eine glaubhafte Selbstbindung des Analgenbe-
treibers, die staatlichen Stellen nicht zu manipulieren, sondern die Regelinteressen der 
Gefahrenvermeider durchzusetzen.  

(III) Individuelle Selbstbindung: Vertrauen kann nicht aufgebaut werden, wenn die Be-
troffenen erwarten, dass die Technologie unverhältnismäßige Gefahren bereit hält. Die 
Technologieanwender bauen bei dieser Wahrnehmung Vertrauen auf, indem sie sich glaub-
haft selbst binden, keine unverhältnismäßigen Gefahren zu verursachen. Der Bindungsme-
chanismus muss garantieren, dass die Technologie zum wechselseitigen Vorteil beiträgt. 
Transparente (Entscheidungs-)Prozesse, die Installation von Sicherheitsvorkehrungen und 
die Verbesserung der Governance-Strukturen lassen Vertrauen entstehen. In vielen Fällen 
wird ein Technologieanwender sich selbst nicht glaubhaft binden können. Hier können in-
tegere Dritte, z.B. Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs), zur Kontrolle von Standards 
herangezogen werden.38 Das Energieunternehmen BP zeigt mit der Initiative „Getting 
Health Safety Environmental Performance Right“ seit 1996, dass bereits mit der Anpassung 
der Unternehmensstrategie wechselseitige Besserstellungspotentiale durch eine glaubhafte 
Selbstbindung möglich sind. Obwohl BP in einer Branche mit zweifelhaftem Renommee 
tätig ist, gelang es dem Unternehmen, mit der neuen Strategie beispielsweise den Ausstoß 
von Kohlenstoffdioxid signifikant zu reduzieren.39

(IV) Kollektive Selbstbindung: Befinden sich die Technologieanwender in einem mehr-
seitigen Gefangenendilemma, dann kann eine kollektive Selbstbindung Vertrauen aufbauen. 

 Eine staatliche Regulierung war hierfür 
nicht erforderlich. Interessant an der Reduktion der Emissionen ist, dass BP nicht philanth-
ropisch im Tradeoff handeln musste, was bedeutet hätte, sich für die Interessen der 
Gefahrenvermeider selbst zu schädigen. Die Gefahrenreduktion ging sogar mit einer mone-
tären Kostenminderung für BP einher. Die Änderung der Unternehmensstrategie hat be-
triebsintern einen Innovationswettbewerb mit positiven Effekten für die Gefahrenvermei-
dung und Wertschöpfung entfacht. Die eigene Wettbewerbsposition konnte durch diese 
individuelle Selbstbindung verbessert werden. Der interne Innovationswettbewerb hat im 
Interesse von BP und im Interesse der Gefahrenvermeider die Gefahrenproduktivität erhöht.  

                                                 
38 Oftmals bietet die Drohung eines „Naming and Shaming“ ausreichend Anreize, dass es ex ante zu einer 
Verhaltensanpassung kommt und die unerwünschte Handlung vermieden wird. Vgl. Viganò et al. (2009; 
S. 57-58) sowie Boasson und Wettestad (2009; S. 135-137).  
39 Vgl. Palass (1999) und Elliot (2000; S. 1-10). 
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Sind beispielsweise die Kunden der Anlagenbetreiber nicht bereit, für kostenintensive Maß-
nahmen zur Gefahrenreduktion höhere Preise zu akzeptieren, dann verhindert der Konkur-
renzkampf unter den Anlagenbetreibern gefahrenvermeidende Maßnahmen. Jedes Unter-
nehmen, das in Sicherheitstechnologien investiert, würde vom Markt verschwinden, solange 
die Kunden die billigeren Produkte der Konkurrenz bevorzugen. Die Anlagenbetreiber  
befinden sich in einem sozialen Dilemma: Investieren sie in teure Sicherheitstechnologien, 
dann bestraft sie der Markt. Investieren sie hingegen nicht, dann entziehen die Gefährdeten 
den Unternehmen die Legitimität zu wirtschaften. Eine wechselseitige Bindung der Anla-
genbetreiber kann das Dilemma überwinden. Wenn jedes Unternehmen den gleichen 
Sicherheitsstandard erfüllen muss, bleibt die Wettbewerbsposition unbeeinflusst. Durch 
eine kollektive Selbstbindung büßt kein Unternehmen seine Wettbewerbsfähigkeit ein, und 
die Gefährdeten können durch den Bindungsmechanismus Vertrauen in die Technologien 
aufbauen. Betroffene vertrauen allerdings nur, wenn die kollektive Selbstbindung glaubhaft 
ist. Sanktionen, die den Anwendern keine ausreichenden Anreize zur Reduktion der Gefah-
ren setzen, und Kontrollinstanzen, die eine geringe Integrität haben, führen nicht zu einem 
Vertrauensaufbau. Die Kontrolle des Bindungsmechanismus und die Ahndung von Verstö-
ßen ist bei unglaubwürdigen Anlagenbetreibern durch integere Dritte (z. B. durch den Staat 
oder auch durch NGOs) möglich. – Am Beispiel: Während der Industrialisierung kam es 
vielfach zu Kesselexplosionen von Dampfmaschinen. Ursache waren meistens Produkti-
onsmängel und eine fehlerhafte Bedienung. Die Kesselexplosionen konnten durch eine Ver-
zahnung staatlicher Regulierung mit der Kontrolle durch private Überwachungsvereine – 
den Vorgängerorganisationen der TÜVs – auf ein sehr geringes Niveau gesenkt werden.40 
Ein ambivalentes Beispiel für eine kollektive Selbstbindung ist demgegenüber das deutsche 
Umweltrecht. Im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Verfahrens werden großtechni-
sche Anlagen vor Inbetriebnahme auf ihre Umweltwirkungen geprüft und mit Auflagen zur 
Reduktion von Gefahren bewehrt. Das immissionsschutzrechtliche Verfahren kann zu ei-
nem Akzeptanzaufbau bei den Betroffenen beitragen, wenn die Behörde zwischen den Inte-
ressen der Betreiber und den Gefährdeten vermittelt und eine Lösung zum wechselseitigen 
Vorteil anstrebt.41 Befürchten hingegen die Betroffenen, dass die Politik das Verfahren be-
einflusst, dann verlieren die Behörde und die Technologieanwender ihre Glaubwürdigkeit. 
Für einen Vertrauensverlust ist bereits eine technologiefreundliche Positionierung der Poli-
tik ausreichend.42

Die Bindungstechnologien sind mit privaten Kosten verbunden.

 
43

(a) Die Rahmenordnung kann standardisierte Verfahren vorsehen, die regeln, bei wel-
chen Technologien Diskurse erforderlich sind und welche Stakeholder in welchem Umfang 
einzubinden sind. Ein Beispiel für einen standardisierten Stakeholderdialog ist das immissi-

 Bei hohen Bindungs-
kosten kann es für die Akteure unrentabel sein, Bindungen einzugehen. Die Höhe der Bin-
dungskosten wird von (a) der gesamtgesellschaftlichen Rahmenordnung und (b) der Dis-
kurskompetenz der einzelnen Akteure beeinflusst.  

                                                 
40 Vgl. Bürger (2003; S. 13-15). 
41 Vgl. Dose (1997; S. 107-109). 
42 Ein markantes Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit, das nicht dem Immissionsschutzrecht zuzuord-
nen ist, aber inhaltlich ähnlich gelagert ist, ist die Sanierung des Bahnhofs in Stuttgart. Auf Grund der 
Nähe von Politik und Verwaltung hat das Genehmigungsverfahren sehr an Glaubwürdigkeit verloren. 
Vgl. z. B. Kaiser und Windmann (2010; S. 35-36). 
43 Vgl. Beckmann und Pies (2006; S. 15-17). 
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onsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren,44

(b) Die Diskurskompetenz der Anlagenbetreiber und Gefahrenvermeider bestimmt, in-
wieweit sich funktionale Bindungen zur wechselseitigen Besserstellung etablieren lassen. 
Die Anlagenbetreiber müssen für einen Dialog über (1) Rezeptions- und (2) Vermittlungs-
kompetenz verfügen.

 auch wenn in konkreten Fällen die Glaub-
würdigkeit der Anlagenbetreiber durch die Einflussnahme der Politik unterminiert wird. Die 
Freiheitsrechte der potentiellen Anlagenbetreiber werden durch das Verwaltungsverfahren 
eingeschränkt, um Misstrauen und die Suche nach wechselseitigen Besserstellungspotentia-
len zu institutionalisieren. Die Einschränkung der persönlichen Freiheit ist hier ein Mittel, 
um Vertrauen unter den Betroffenen aufzubauen. Gibt die Rahmenordnung keine geeigne-
ten standardisierten Verfahren für die Überwindung von Gefahrendiskursen vor, ist der 
Aufbau glaubhafter Bindungen anspruchsvoller. Insbesondere für neue, hoch innovative 
Technologien eignen sich jedoch die existierenden standardisierten Verfahren häufig nicht. 
Beispielsweise in der Anfangszeit des Mobilfunkes waren die Genehmigungsverfahren un-
geeignet, ausreichend Vertrauen in die geringe Schädlichkeit der elektromagnetischen 
Strahlung aufzubauen. Wer sich als Anlagenbetreiber auf die vorhandenen Bindungstechno-
logien des Rechtsstaates verlässt, kann bei innovativen Technologien häufig keine Akzep-
tanz unter den Betroffenen generieren. Die Betreiber können in diesen Fällen Vertrauen nur 
aufbauen, wenn sie selbst Stakeholderdialoge durchführen und glaubhafte Bindungen ent-
wickeln.  

45 (1) Die Interessen der Betroffenen müssen erkannt und auf Interes-
senkonflikte mit den Zielen der Technologienanwender abgeglichen werden. Mit diesen 
Informationen können die Technologieanwender eine Strategie entwickeln, wie eine gegen-
seitige Besserstellung mittels Bindungen möglich ist und wie, trotz der anfänglich gegenge-
richteten Interessen, die Betroffenen Vertrauen in die Technologienutzer aufbauen können. 
Bindungen erzeugen nur dann Vertrauen in die Technologien, wenn die Technologiean-
wender die Ausweitung der Gefahrenproduktivität durch glaubhafte Institutionen garantie-
ren. Eine Institutionalisierung von Misstrauen (z. B. durch Überwachung, aber auch durch 
innovative Forschungsvorhaben für den Ersatz von State-of-the-Art-Technologien) ist für 
den Aufbau von Vertrauen unverzichtbar.46 (2) Vertrauen kann allerdings nur aufgebaut 
werden, wenn die Betroffenen das gegenseitige Besserstellungspotential der Technologien 
erkennen und die Bindungstechnologien ihrerseits glaubwürdig sind. Die Vermittlung wird 
umso schwieriger, je unterschiedlicher die Semantiken der einzelnen Stakeholder sind. Hier 
ist Übersetzungskompetenz gefragt. Eine besondere Herausforderung für die Technologie-
anwender ist, Stakeholdern, deren Realitätswahrnehmung im Nullsummenparadigma gefan-
gen ist, das Potential für gegenseitige Besserstellungspotentiale argumentativ zu vermitteln. 
Personen, die Realität ausschließlich im Tradeoff wahrnehmen, empfinden die Idee einer 
wechselseitigen Besserstellung oft als eine Manipulation der Betroffenen. Die Rezeption 
und Vermittlung wird durch die Komplexität der Gesellschaft zusätzlich erschwert. Die 
Zunahme der gesellschaftlichen Komplexität erfordert zum Aufbau von Vertrauen an-
spruchsvollere Bindungen.47

                                                 
44 Vgl. § 10 Abs. 3 Bundesimmissionsschutzgesetz in Verbindung mit § 8 der Neunten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. BImSchV) und § 18 der 9. BImSchV. 

 Vertrauensdefizite werden sich vielfach nicht mit einzelnen 
Bindungen überwinden lassen. Sie erfordern ein Zusammenspiel verschiedener Bindungen 
zur Komplexitätsreduktion. 

45 Vgl. Pies et al. (2009a; S. 326-327). 
46 Vgl. Luhmann (2005, 2009; S. 118). 
47 Vgl. Luhmann (2005, 2009; S. 112). 
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Resümee 

Hochtechnologien sind ambivalent: Sie erzeugen Wohlstand, aber auch komplexe Gefahren. 
Viele Bürger empfinden, dass der Wohlstand in der westlichen Welt ausreichend ist: Sie 
würden lieber auf Gefahren verzichten, als unter Gefahren weiter zu wachsen.48 In einer 
interdependenten Gesellschaft ist der Gefahrenverzicht jedoch selbst gefährlich. Wie sollen 
die globalen Herausforderungen, also z.B. der Klimawandel, die Zunahme der Weltbevöl-
kerung oder die Ressourcenknappheit, ohne technologischen Fortschritt konfliktfrei gelöst 
werden?49

Vertrauen in einzelne Technologien lässt sich mit einer vagen und unbestimmten Zu-
nahme der Gefahrenproduktivität allerdings nicht generieren. Die Idee der Gefahrenproduk-
tivität schafft jedoch eine Basis für Gefahrenvermeider und Technologienutzer, trotz unter-
schiedlicher Handlungsinteressen nach gemeinsamen Regelinteressen insbesondere in Kon-
flikten zu suchen. Gefahren können durch den technologischen Fortschritt reduziert werden, 
und ein technologischer Fortschritt ist auch unter dem Gesichtspunkt der Gefahrenvermei-
dung möglich. Für die gesellschaftliche Selbststeuerung ist dies eine Herausforderung. Kos-
ten-Nutzen-Analysen lösen hier keine Konflikte. Sie verengen den Blick auf die vorhande-
nen Informationen und können nicht mit unterschiedlichen Gefahrenpräferenzen umgehen. 
Die Komplexität der Gefahren kann nicht allein durch eine bessere Erforschung der Gefah-
ren überwunden werden; die Komplexität erfordert Vertrauen zur Komplexitätsreduktion. 
Das Vertrauen in Technologien unterscheidet sich von dem Vertrauen, das in Kleingruppen 
soziale Interaktionen erleichtert. Während in Kleingruppen kompetenten und fähigen Indi-
viduen Vertrauen geschenkt wird, vertrauen Betroffene komplexen Prozessen nicht allein 
schon deshalb, weil einzelne Entscheider kompetent sind. Nur einem System, das Vertrauen 
und Misstrauen institutionalisiert, können Betroffene vertrauen (wollen).  

 Die Lösung dieser Probleme ist ohne technologischen Fortschritt friedlich nur 
schwer vorstellbar. Die Notwendigkeit des technologischen Fortschritts bedeutet jedoch 
nicht, dass der einzelne die technologischen Gefahren akzeptieren muss und so für den 
technischen Fortschritt ein Opfer erbringt. Die Entwicklung der letzten 200 Jahre verdeut-
licht vielmehr, dass Gefahrenvermeidung und Wachstum möglich sind, solange die Gefah-
renproduktivität zunimmt. Die Wahrnehmung, dass sich die Nutzung einzelner Technolo-
gien mit der Gefahrenvermeidung in einem Tradeoff befindet, mag in Einzelfällen stimmen. 
Diese Wahrnehmung ist in einer modernen Gesellschaft aber weder verallgemeinerbar, 
noch ist sie alternativlos, wenn es darum geht, die gesellschaftliche Realität zu gestalten. 
Viele Technologien verbinden Gefahrenvermeidung und die Vorteile des technologischen 
Fortschritts. Gefahrenvermeidung und Wohlfahrtsgewinne sind durchaus komplementär, 
wenn es den Akteuren gelingt, von Nullsummen- in Positivsummenspiele zu wechseln. 

Technologieanwender können für einen Vertrauensaufbau nicht auf das Misstrauen der 
Gefahrenvermeider verzichten, wenn sie ihre Legitimität nicht verlieren wollen. Die Tech-
nologienanwender müssen die Gründe des Misstrauens nicht nur rezeptieren können; sie 
müssen glaubhafte Bindungen entwickeln und diese auch vermitteln. Dies erfordert von den 
Technologieanwendern Bindungskompetenzen: Nur dann, wenn eine wechselseitige Bes-
serstellung glaubhaft und kein Lippenbekenntnis ist, werden die Betroffenen bereit sein zu 
vertrauen. Staat und zivilgesellschaftliche Akteure können bei der Stabilisierung schwieri-
ger Bindungen hilfreich sein. Dies erfordert vom Staat und von den zivilgesellschaftlichen 
                                                 
48 Vgl. Blackstone (1973; S. 55), Meadows (1990), Arndt (1995; S. 23), Payne und Raiborn (2001; S. 
164-166), Stern (2006; S. 395-398) und Ulrich (2008, S. 366). 
49 Vgl. Schelling (1992; S. 5-10), Baumol (2002; S. 5-6), sowie Pies (2006; S. 2-3). 
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Akteuren, dass sie selbst glaubwürdig sind. Die Geschwindigkeit des technologischen Fort-
schritts führt häufig dazu, dass externe Akteure ihre Bindungsdienstleistungen nur zeitlich 
verzögert anbieten können. Gefährdete und Technologieanwender können in diesem Fall 
eine wechselseitige Besserstellung erreichen, wenn sie selbst die geeigneten Bindungsme-
chanismen entwickeln. Mit der Idee der Gefahrenproduktivität ist eine Entwicklung von 
Bindungen im beiderseitigen Interesse möglich. Eine Kooperation der Technologieanwen-
der mit den Gefahrenvermeidern kann für beide Seiten vorteilhaft sein. 
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